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Unterrichtung 
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Entschließung zur sozialen Dimension des Binnenmarktes 

DAS EUROPÄISCHE PARLAMENT —

— in Kenntnis der Entschließungsanträge (B2-1116/86), (B2-137/ 
87), (B2-326/87), (B2-776/87), (B2-1198/87), (B2-1254/87), 
(B2-1793/87), (B2-396/88), (B2-492/88), (B2-603/88), (B2-637/ 
88), (B2-888/88) und (B2-950/88), 

— unter Hinweis auf das Dokument der Kommission über „Die 
soziale Dimension des Binnenmarktes" (SEK (88) 1148 endg.), 

— unter Hinweis auf die Schlußfolgerungen des Europäischen 
Rates von Hannover und des Europäischen Rates von Rhodos 
vom 27./28. Juni bzw. 2./3. Dezember 1988, 

— in Kenntnis des Berichts des Ausschusses für soziale Angele-
genheiten und Beschäftigung sowie der Stellungnahme des 
Ausschusses für Jugend, Kultur, Bildung, Information und 
Sport (Dok. A2-399/88), 

A. in der Erwägung, daß der Aufbau eines harmonischen Wirt-
schafts- und Sozialraums nur möglich sein wird, wenn Ent-
wicklungsmodelle angenommen werden, die das unerläßliche 
Wirtschaftswachstum mit der Stärkung des wirtschaftlichen 
und sozialen Zusammenhalts in Einklang bringen, zum sozia-
len Fortschritt beitragen und zu einer wirklichen wirtschaft-
lichen Konvergenz führen, 

B. daher in der Erwägung, daß die Verwirklichung des Binnen-
markts als Wegbereiter des unerläßlichen Wirtschaftswachs-
tums in Europa nur Erfolg haben kann, wenn gleichzeitig zu 
den bereits eingeleiteten wirtschafts-, finanz-, steuer- und 
handelspolitischen Lösungsansätzen ein Programm konkreter 
und terminierter Maßnahmen angenommen und angewandt 
wird, die Ausdruck der sozialen Dimension dieses Markts sind 
und zum sozialen Fortschritt beitragen, 

C. in der Erwägung, daß die Sozialpolitik auch die tatsächliche 
Intensivierung der kooperativen Wachstums- und Beschäfti- 
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gungsstrategie sowie die Anwendung von sozialen Maßnah-
men zur Berücksichtigung und Flankierung des laufenden 
technologischen Wandels voraussetzt, 

D. mit der Feststellung, daß die wesentlichen Hindernisse für die 
tatsächliche Ausübung der Freizügigkeit von Personen und 
der Niederlassungsfreiheit, die noch heute fortbestehen, die 
Verwirklichung des Europa der Bürger beeinträchtigen, 

E. in der Erwägung, daß die Gewährung des Kommunalwahl-
rechts an die in einem Mitgliedstaat ansässigen Angehörigen 
anderer Mitgliedstaaten einen wichtigen Schritt bei der Ver-
wirklichung des Europa der Bürger darstellt und daß daher die 
Vorlage eines Vorschlags für eine Richtlinie zur Verankerung 
dieses Rechts zu begrüßen ist, 

F. in der Erwägung, daß der Wirtschaftsraum Europäische 
Gemeinschaft auch ein sozialer Raum und darüber hinaus ein 
kultureller Raum sein muß und daß der Einsatz für den sozia-
len und den kulturellen Bereich unerläßliche Voraussetzung 
für das Europa der Bürger und erst recht für die Europäische 
Union darstellt, 

G. unter Bekräftigung der Tatsache, daß der Annahme neuer 
Maßnahmen, die auf die Verbesserung der Arbeitsbedingun-
gen abzielen, keine Hindernisse entgegengestellt werden dür-
fen und daß das bereits in den verschiedenen Mitgliedstaaten 
erreichte Schutzniveau nicht geschmälert werden darf, 

H. in der Erwägung, daß die Wirtschaftsdemokratie als Ausdruck 
des Rechts der Arbeitnehmer auf Unterrichtung, Anhörung 
und Beteiligung an Verhandlungen eine tatsächliche Beteili-
gung der Sozialpartner an der Verwirklichung des Binnen-
markts und am Leben der Gemeinschaft ermöglichen sollte, 

I. in der Erwägung, daß das wichtigste sozio-ökonomische Pro-
blem, dem die Gemeinschaft heute gegenübersteht, noch 
immer in der Notwendigkeit besteht, eine wirksame und um-
fassende Politik der unablässigen Bekämpfung der Massenar-
beitslosigkeit durchzuführen, die, da sie ungleich verteilt ist, 
besondere Gegenmaßnahmen verlangt, zumal was die Lang-
zeitarbeitslosigkeit von Personen unter und über 25 Jahren 
sowie die Jugend- und Frauenarbeitslosigkeit anbelangt, 

J. in der Erwägung, daß die Volkswirtschaften heute auf Wissen, 
Erfahrung, Forschung und Technologie beruhen, was speziali-
sierte Arbeitskräfte notwendig macht, und unter Berücksichti-
gung der Tatsache, daß die gegenseitige Anerkennung der 
beruflichen Qualifikationen, der beruflichen Umschulung, der 
Aktualisierung der Kenntnisse und der Information zu einer 
größeren beruflichen Mobilität der Arbeitnehmer und einem 
besseren Funktionieren des Arbeitsmarkts beiträgt, 

K. mit der Feststellung, daß das Interesse an der sozialen Dimen-
sion des Binnenmarkts vor allem auf die erwerbstätige Bevöl-
kerung als Produktionsfaktor ausgerichtet war und die stei-
gende Zahl der „nichterwerbstätigen" sozialen Gruppen 
außer acht gelassen wurde, die bereits an sich benachteiligt 
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sind, was zur Zunahme der Diskriminierungen in der Gemein-
schaft beiträgt, 

L. im Bewußtsein der Tatsache, daß es notwendig ist, Maßnah-
men zu verabschieden, die die Wanderarbeitnehmer aus Dritt-
ländern in der Europäischen Gemeinschaft integ rieren, um die 
Schwierigkeiten zu bekämpfen, denen sich diese Gruppe mit 
der Verwirklichung des Binnenmarkts gegenübersehen wird, 

M. schließlich in der Erwägung, daß die soziale Dimension des 
Binnenmarkts darauf beruhen muß, daß auf Gemeinschafts-
ebene die grundlegenden sozialen Rechte festgelegt werden, 
die nicht durch Druck des Wettbewerbs oder die Suche nach 
Wettbewerbsfähigkeit in Frage gestellt werden dürfen und die 
als Grundlage für die Verhandlungen zwischen den Sozial-
partnern, die in Artikel 118 b EWGV genannt sind, betrachtet 
werden können — 

Teil I: Die Freizügigkeit der Personen und die 
Niederlassungsfreiheit 

1. ist der Auffassung, daß der zu erwartende Einheitliche Markt 
bei voller Verwirklichung der Freizügigkeit die Gewährung 
neuer Rechte im Zusammenhang mit der Anerkennung einer 
europäischen Staatsbürgerschaft neben der nationalen Staats-
bürgerschaft voraussetzt; 

2. ist der Auffassung, daß die volle Freizügigkeit der Arbeitneh-
mer mit einer besseren Integration und Komplementarität der 
Bildungs- und Ausbildungssysteme, der gegenseitigen Aner-
kennung der Berufsbefähigungsnachweise, der Schaffung von 
Bedingungen, die es jedem erleichtern, seinen Fähigkeiten 
entsprechend berufstätig zu werden, und der schrittweisen, 
fortschrittsorientierten Angleichung der Arbeits- und Sozial-
gesetzgebung einhergehen muß; 

3. fordert die Kommission auf, die Überprüfung der Verordnung 
Nr. 1612/68 1 ), der Richtlinie 68/360 2) und der Verordnung Nr. 
1408/71 3) durch den Rat im Einklang mit folgenden Grundsät-
zen zu veranlassen: 

a) Verordnung Nr. 1612/68 1 ) 

—Erweiterung des Arbeitnehmerbegriffs, so daß alle die 
vorübergehend zwar außerhalb der Gemeinschaft be-
schäftigten, aber Bürger der Gemeinschaft sind, einbezo-
gen werden, sofern in ihrem Arbeitsrahmen eine tat-
sächliche und rechtliche enge Verbindung zu einem 
Mitgliedstaat besteht; 

—Stärkung des Grundsatzes der Gleichwertigkeit der 
Bedingungen, so daß die Verhältnisse in einem Mitglied-
staat an die entsprechenden Bedingungen, die in dem 

1) ABl. Nr. L 257 vom 19. Oktober 1968, S. 2 
2) ABl. Nr. L 257 vom 19. Oktober 1968, S. 13 
3) ABI. Nr. L 149 vom 5. Juli 1971, S. 2 
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Aufnahmestaat für die Gewährung sozialer und steuer-
licher Vergünstigungen bestehen, angeglichen werden; 

—Zugang zur beruflichen Bildung unter denselben Bedin-
gungen wie Inländer; 

b) Richtlinie 68/360 2) 

großzügigere Überprüfung der Bedingungen zur Ge-
währung der Aufenthaltsgenehmigung; 

—Beibehaltung der Aufenthaltserlaubnis im Aufnahme-
staat bei mehr als sechsmonatiger Abwesenheit, wenn 
diese auf zwingenden sozialen Gründen beruht (Mutter-
schaft, Krankheit, Wehrdienst, Studium usw.); 

—Nichtentzug der Aufenthaltserlaubnis bei Arbeitslosig-
keit des anspruchsberechtigten Arbeitnehmers (Artikel 7 
dieser Richtlinie); 

c) Verordnung 1408/71 3) 

— tatsächliche Anwendung des Grundsatzes der Zusam-
menlegung der Arbeitszeiten für den Anspruch auf so-
ziale Leistungen bzw. Berücksichtigung dieser erworbe-
nen Ansprüche in einem anderen Mitgliedstaat sowie 
des Grundsatzes der Gleichbehandlung zwischen dem 
Arbeitnehmer und seinen Familienangehörigen und den 
Arbeitnehmern des Aufnahmestaates; 

—Erweiterung der Möglichkeit, bei Wohnsitzänderung 
Renten im Ausland zu beziehen, auf Vorruheständler; 

4. fordert die Kommission und den Rat auf, den Grundsatz des 
„Wohnortes" bei der Festsetzung der Besteuerung der Grenz-
gänger endgültig zu übernehmen und die Ausnahmeregelung 
bezüglich der in der öffentlichen Verwaltung Beschäftigten 
dahin gehend zu klären, daß diese nur noch auf diejenigen 
Anwendung findet, die direkt mit der Ausübung der öffent-
lichen Gewalt betraut oder mit der Wahrnehmung der allge-
meinen Interessen des Staates befaßt sind, so wie sie bereits 
vom EG-Gerichtshof ausgelegt wurde; 

5. fordert die Kommission und den Rat auf, Maßnahmen zur 
Beseitigung der Hindernisse, die in bezug auf die selbständi-
gen Arbeitnehmer und die Niederlassungsfreiheit noch be-
stehen, zu treffen, insbesondere in folgenden Bereichen: 

—eine allgemeine Regelung zur Anerkennung von Hoch-
schuldiplomen; 

— eine Regelung zur Gleichstellung von Befähigungsnach-
weisen und Berufsausbildungen; 

—die Schaffung von Regelungen zur Erweiterung sozialer 
und anderer Vergünstigungen ähnlich wie bei den abhän-
gig Beschäftigten; 

2) ABl. Nr. L 257 vom 19. Oktober 1968, S. 13 

3) ABl. Nr. L 149 vom 5. Juli 1971, S. 2 
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—Schaffung einer Regelung, die die Niederlassung von 
Handwerksberufen erleichtert, wobei auch eine Konzertie-
rung zwischen den Mitgliedstaaten über die jeweiligen 
Steuer- und Sozialsysteme anzustreben ist; 

6. unterstreicht die Bedeutung der vom Rat am 21. Dezember 
1988 erlassenen Richtlinie über die gegenseitige Anerken-
nung der Diplome und fordert die Kommission auf, nach drei-
jähriger Gültigkeitsdauer der Richtlinie einen Bericht über die 
Ergebnisse ihrer Anwendung vorzulegen; 

7. fordert die Kommission auf, in den Mitgliedstaaten den Auf-
bau einer den „KMU-Beratungsstellen" vergleichbaren Struk-
tur zu fördern, die Angaben und Informationen über die Mög-
lichkeiten und Bedingungen für die Schaffung von Arbeits-
plätzen und Geschäftsgründungen durch Selbständige bereit-
stellt; 

8. erinnert den Rat und die Mitgliedstaaten daran, daß das 
Europa der Bürger nicht allein mit der Freizügigkeit der Ar-
beitnehmer geschaffen werden kann, und fordert deshalb den 
Rat auf, eine Richtlinie über das verallgemeinerte Aufenthalts-
recht zu erlassen, die die tatsächliche Freizügigkeit der nicht 
Erwerbstätigen, insbesondere der Studenten und der Rentner, 
gewährleistet; 

9. macht die Kommission und den Rat auf die Tatsache aufmerk-
sam, daß die Freizügigkeit, die mitunter eine Abwesenheit 
vom Herkunftsstaat über mehrere Generationen bedeutet, Bil-
dungsmaßnahmen rechtfertigt und zwingend erforderlich 
macht, so daß die Richtlinie 77/486 4) unter Anwendung fol-
gender Grundsätze zu überprüfen ist: 

—Erweiterung des Rechtes auf gleiche Bildungschancen auf 
alle Ebenen und alle Gemeinschaftsbürger, soweit sie ihren 
Wohnsitz in einem Mitgliedstaat haben; 

—Anerkennung des Wertes der kulturellen und sprachlichen 
Vielfalt und der daraus folgenden Bewahrung und Förde-
rung der Sprachen und Kulturen des Herkunftslandes; 

Teil II: Harmonisierungsbedarf in der Sozialpolitik 

10. stellt fest, daß in den EG-Verträgen Regeln für eine Gemein-
schaftspolitik über die Freizügigkeit der Arbeitnehmer, die 
Anerkennung der Diplome, die Gleichbehandlung von Män-
nern und Frauen und die Gesundheit und Sicherheit am Ar-
beitsplatz festgelegt sind; 

11. bekräftigt, daß mit der Sozialpolitik der Europäischen Ge-
meinschaft, aufbauend auf den Grundsätzen der Verträge, 
eine allgemeine, allmähliche Verbesserung der Lebens- und 
Arbeitsbedingungen der Bürger gefördert und ihre Anglei-
chung angestrebt werden muß; 

12. stellt fest, daß es insbesondere dann einen Bedarf für Regelun-
gen gibt, wenn ohne sie Schwierigkeiten im Personen-, 

4) ABl. Nr. 199 vom 6. August 1977, S. 32 
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Waren- oder Dienstleistungsverkehr sowie bei grenzüber-
schreitenden Arbeiten auftreten; 

13. bekräftigt die Notwendigkeit gemeinschaftlicher Rechtsvor-
schriften zur allmählichen Angleichung der Rechtsvorschrif-
ten, Normen und Systeme der sozialen Sicherheit in den ein-
zelnen Mitgliedstaaten auf dem höchsten Niveau, so daß ein 
optimaler Entwicklungsstand gewährleistet, jede Diskriminie-
rung, vor allem was die Frauen bet rifft, abgebaut wird und 
eine genau begrenzte Übergangszeit für Länder mit größerem 
Nachholbedarf in diesem Bereich vorgesehen wird; 

14. fordert, daß produktbezogene Vorschriften auf möglichst 
hohem Niveau angeglichen werden müssen, wenn Sicherheit 
und Gesundheit betroffen sind, und daß für den nicht produkt-
bezogenen Arbeitsschutz Mindeststandards auf möglichst 
hohem Niveau gefunden werden müssen; 

15. fordert neben der Anerkennung der sozialen Grundrechte 
konkrete Mindeststandards und Eckpunkte, wobei unter Be-
achtung des Subsidiaritätsprinzips insbesondere in den Berei-
chen, in denen der Binnenmarkt Auswirkungen auf die Sozial-
politik hat, solche Rahmenregelungen erfolgen müssen und 
Normen der ILO, der UNO und des Europarats ins Gemein-
schaftsrecht übernommen werden sollten; dabei können die 
Mitgliedstaaten in ihrem Zuständigkeitsbereich und/oder die 
Tarifpartner auf allen Ebenen höhere Niveaus beschließen; 

16. stellt fest, daß allmählich gewachsene soziale Normen durch 
den Binnenmarkt nicht ausgehöhlt werden dürfen und die 
sozialen Rahmenbedingungen des Binnenmarkts nicht Ent-
scheidungen des Marktes überlassen werden können; 

17. fordert die Sozialpartner auf, bald zu erklären, in welchem 
Umfang und in welchem Zeitraum sie sich mit konkreten Ver-
einbarungen entsprechend Artikel 118 b des EWG-Vertrags 
an dieser Arbeit zu beteiligen gedenken; 

18. hält eine vollständige Harmonisierung aufgrund der Unter-
schiedlichkeit der Sozialsysteme, des Leistungsstandards der 
Volkswirtschaften und der Finanzierungsprobleme in den 
meisten Fällen gegenwärtig nicht für sinnvoll und möglich; 
weist jedoch nochmals darauf hin, daß der allmähliche Harmo-
nisierungsprozeß fortschrittsorientiert sein muß; 

19. hält es jedoch für erforderlich, daß in den Mitgliedstaaten 
entsprechend ihren jewei ligen Systemen staatlich oder tarif-
vertraglich eine annehmbare Lebensführung ermöglicht wird; 

20. hält aber Mindestregelungen neben den genannten Bereichen 
insbesondere für die Unterrichtung, Anhörung und Mitwir-
kungsrechte der Arbeitnehmer, die Rechte und den Schutz der 
Arbeitnehmervertreter, für Obergrenzen für die zulässige täg-
liche und wöchentliche Arbeitszeit sowie weitere Maßnah-
men, mit deren Hilfe Arbeit gegen Entgelt mit Arbeit im pri-
vaten Bereich kombiniert werden kann, sowie für die Flexibili-
tät der Arbeitszeit, für Sonntags-, Leih- und Teilzeitarbeit, 
für prekäre Arbeitsverhältnisse, für Gesundheits-, Jugend-, 
Schwerbehinderten-, Mutter- und Kinderschutz, für soziale 
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Ansprüche bei grenzüberschreitenden Bet riebsverlagerungen 
und Zusammenschlüssen, für Grenzarbeitnehmer, für die Aus-
dehnung der sozialen Sicherung im Rahmen der Kranken-, 
Renten-, Arbeitslosen- und Unfallversicherung für alle Arbeit-
nehmer für notwendig; 

Teil III: Die Rolle der Sozialpartner und der Wirtschafts-
demokratie 

21. bekräftigt die außerordentliche Bedeutung und die unver-
zichtbare Rolle der sozialpolitischen Verhandlungen und der 
Wirtschaftsdemokratie in der neuen Phase der europäischen 
Integration; 

22. ersucht die Kommission, den Rat und die Regierungen der 
Mitgliedstaaten, alle geeigneten Maßnahmen zu treffen, um 
allen europäischen Arbeitnehmern die grundlegenden ge-
werkschaftlichen Rechte zu gewährleisten, einschließlich des 
gesetzlichen Schutzes des Status des Arbeitnehmervertreters, 
unabhängig von der Art des Unternehmens und der Be-
schaffenheit des Arbeitsverhältnisses; ersucht zudem die 
Kommission, den Dialog und die Verhandlungen auf europäi-
scher Ebene zwischen den Sozialpartnern zu unterstützen, 
und fordert Kommission und Sozialpartner auf, einen verbind-
lichen Rahmen für die Verhandlungen entsprechend Artikel 
118 b EWGV zu entwickeln; 

23. fordert die Kommission ferner auf, ihre Bemühungen um eine 
Förderung des Dialogs und der Verhandlungen zwischen den 
Sozialpartnern auf europäischer Ebene im Sinne der Überein-
künfte von Val Duchesse fortzusetzen; 

24. ist der Ansicht, daß die Wirtschaftsdemokratie in erster Linie 
über die Beteiligung der Arbeitnehmer am Wirtschaftsgesche-
hen der Unternehmen, insbesondere an der Festlegung ihrer 
Programme und an der Gestaltung der Arbeit verwirklicht 
werden muß; ist ferner davon überzeugt, daß folgende Fak-
toren einen wichtigen Beitrag zur Verwirklichung eines 
Systems der Wirtschaftsdemokratie leisten können: eine effi-
ziente Antitrust-Gesetzgebung; faire Bedingungen für genos-
senschaftliche Unternehmen und neue Formen des Unterneh-
mertums, einschließlich der „Europäischen wirtschaft lichen 
Interessenvereinigungen" (EWIV), die auf der transnationalen 
Zusammenarbeit und der Verwaltung gemeinschaftlicher 
Dienstleistungen beruhen; Beteiligung des Arbeitnehmers an 
den Zuwächsen des Produktivkapitals und ein Gesetz über die 
Beteiligung der Arbeitnehmer an der internen Organisation 
der Unternehmen; eine Art Betriebsverfassungsgesetz, das die 
Rechte und Pflichten des Arbeitnehmers im Bet rieb enthält; 

25. ist sich der Tatsache bewußt, daß die Verwirklichung eines 
Systems der Wirtschaftsdemokratie auf europäischer Ebene 
den Abschluß von gemeinschaftlichen Rahmenabkommen 
zwischen den Sozialpartnern und die Verabschiedung von 
gemeinschaftlichen Rechtsvorschriften voraussetzt; ersucht 
daher die Kommission, so rasch wie möglich eine Richtlinie 
über die Wirtschaftsdemokratie, die insbesondere zum Ziel 
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hat, das Recht der Arbeitnehmer, ihrer Vertreter und ihrer 
Gewerkschaften auf Information, Konsultation und Beteili-
gung sicherzustellen, sowie eine Richtlinie über das Sozial-
budget der Unternehmen zu unterbreiten; 

26. billigt das Vorhaben der Kommission, die Schaffung von 
Rechtsgrundlagen für die Gründung von echten Gesellschaf-
ten des europäischen Rechts mit Hilfe der Festlegung eines 
Statuts mit fakultativem Charakter zu fördern, das auch ein 
System der Beteiligung der Arbeitnehmer umfaßt, und 
wünscht, daß die diesbezüglichen legislativen Vorschläge so 
rasch wie möglich unterbreitet werden; 

27. verweist auf Artikel 118 b und fordert die Sozialpartner auf, 
bei der Gestaltung eines sozialen Europas aktiv mitzuarbeiten; 
denn die gemeinschaftsweite Annäherung der Beschäfti-
gungs- und Arbeitsbedingungen sollte nicht allein Verordnun-
gen und Richtlinien überlassen bleiben; 

Teil IV: Beschäftigungspolitik 

28. ist der Auffassung, daß die größte Herausforderung für die 
Europäische Gemeinschaft in der Notwendigkeit besteht, mit 
dem anhaltend hohen Grad der Arbeitslosigkeit fertig zu wer-
den, da diese eine enorme Verschwendung menschlicher Res-
sourcen darstellt, die zu einem Verlust von Fertigkeiten und 
Selbstachtung, zu Armut, Obdachlosigkeit, Gewalt, Verbre-
chen und Drogenmißbrauch führen kann und der physischen 
und geistigen Gesundheit abträglich ist; besteht daher darauf, 
daß die erfolgreiche Vollendung des Binnenmarktes von 
dynamischen beschäftigungspolitischen Maßnahmen, insbe-
sondere für die schlechtergestellten Personen sowie für die 
weniger begünstigten und im Rückgang befindlichen Regio-
nen und die bedrohten Kategorien auf dem Arbeitsmarkt be-
gleitet wird; 

29. bekräftigt, daß eine Gemeinschaftspolitik zur Schaffung neuer 
Arbeitsplätze erforderlich ist, bei der es nicht nur um Wirt-
schaftswachstum geht und die die Möglichkeit vorsieht, in 
besonders ernsten Beschäftigungssituationen Sondermaßnah-
men zu treffen; diese Politik sollte beruhen auf: 

—der Förderung und Mitfinanzierung von nationalen und 
regionalen Programmen; 

— einer vorausschauenden Verwaltung des Arbeitsmarkts, 
Verkürzung und Flexibilität der Arbeitszeiten bei Wahrung 
der Wettbewerbschancen, einer verstärkten Flexibilität im 
Hinblick auf die Schaffung neuer Arbeitsplätze; 

— der Verstärkung der sozialen Solidarität für diejenigen, die 
vom Arbeitsmarkt ausgeschlossen sind; 

30. ist der Auffassung, daß die abteilungsübergreifende Studie 
der Kommission über die „Soziale Dimension des Binnen-
marktes" (Soziales Europa) zwar nur eine erste Untersuchung 
darstellt, die lediglich vorläufige und unbestimmte Schlußfol-
gerungen gebracht hat, daß es jedoch wesentlich ist, daß die 
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Kommission eine abteilungsübergreifende Arbeitsgruppe auf 
ständiger Basis einrichtet, um die wirtschaftlichen und sozia-
len Entwicklungen zu überwachen, und zwar prioritär im Hin-
blick auf die Schaffung von Arbeitsplätzen und die Entwick-
lung von Strategien zur Maximierung des Beschäftigungs-
wachstums und zur Begrenzung der negativen Auswirkungen 
der Vollendung des Binnenmarktes; 

31. nimmt mit Genugtuung die auf dem Treffen der Sozialpartner 
im Rahmen des Europäischen Sozialdialogs am 12. Januar 
1989 erzielten Fortschritte zur Kenntnis, bei dem es um die 
Schaffung dynamischer Instrumente zur Verbesserung der  Be-
schäftigungslage in der Gemeinschaft geht; 

32. ist im Zusammenhang mit den voraussichtlichen Auswirkun-
gen der Vollendung des Binnenmarktes der Meinung, daß die 
Kommission ein stärkeres Gewicht auf Strategien für die Ein-
gliederung und Wiedereingliederung von Langzeitarbeits-
losen, arbeitslosen Jugendlichen und Wanderarbeitnehmern 
sowie auf Beschäftigungsmöglichkeiten für Frauen, unge-
lernte Arbeitnehmer, Wanderarbeitnehmer und Behinderte 
legen sollte und daß sie Möglichkeiten für neue Formen der 
Arbeitsaktivität schaffen und deren Ansehen fördern sollte; 

33. anerkennt die Notwendigkeit besonderer Sorgfalt bei der 
Überwachung von Entwicklungen in bezug auf die Schaffung 
von Arbeitsplätzen in peripheren und im Rückgang befind-
lichen Regionen und besteht darauf, daß die notwendigen 
Mittel durch die erweiterten Strukturfonds bereitgestellt wer-
den, um den Problemen des Rückgangs und der Unterent-
wicklung in diesen Gebieten sinnvoll zu begegnen; unter-
streicht die wichtige Rolle der örtlichen Beschäftigungsinitiati-
ven bei der Behandlung des Problems der Langzeitarbeits-
losigkeit und die wesentliche Rolle der kleinen vielseitigen 
ländlichen Ausbildungszentren (wie sie in der ländlichen Poli-
tik der Gemeinschaft zugunsten des ländlichen Raums vorge-
schlagen werden) bei der Nutzung des Arbeitskräftepotentials 
der ländlichen Wirtschaft und der Verdienstmöglichkeiten 
außerhalb der Landwirtschaft durch die Verbesserung der 
Fähigkeiten und der Technologie und durch die Weiterent-
wicklung von Telekommunikation, Fremdenverkehr, hand-
werklichen Betrieben und natürlichen Ressourcen; 

34. ist der Auffassung, daß zur Schaffung der notwendigen 
Arbeitsplätze das erforderliche Klima für Vertrauen und Inve-
stitionen geschaffen werden muß, um zu gewährleisten, daß 
tüchtige, motivierte, gut ausgebildete und angemessen quali-
fizierte Arbeitskräfte zur Verfügung stehen, um den Anforde-
rungen des sich ständig verändernden Marktes zu genügen, 
insbesondere in den Bereichen neue Technologien, Forschung 
und Entwicklung; ist der Ansicht, daß dies durch folgende 
Maßnahmen erreicht werden kann: 

— Unterstützung junger Menschen beim Übergang, von der 
Ausbildung zum Arbeitsleben und Stimulierung des Unter-
nehmergeistes bei jungen Leuten, 
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—vorrangigen Zugang zu Ausbildungs- und Umschulungs-
möglichkeiten für Langzeitarbeitslose, 

—eine Chance für weniger begünstigte Gruppen auf dem 
Arbeitsmarkt durch positive Aktionen, 

—Bereitstellung angemessener Beratung, Führung und 
Unterstützung bei der Suche nach Arbeit, 

—Unterstützung des Sprachenunterrichts und neuer Manage-
ment- und Marketingtechniken, 

—Entwicklung neuer Programme entsprechend den kürzlich 
beschlossenen RENAVAL- und RESIDER-Programmen zur 
Bereitstellung neuer Möglichkeiten oder eines Ausgleichs 
für Einkommensverluste für Arbeitnehmer, die durch die 
Vollendung des Binnenmarkts benachteiligt werden, 

—Anpassung der bestehenden Arbeitsvorschriften an die 
Erfordernisse der heutigen Zeit, 

—Verbesserung der beruflichen Qualifikationen durch die 
verstärkte Kooperation von Schule und Wirtschaft (alternie-
rende Ausbildung) ; 

35. hält es für notwendig, daß die Gemeinschaft sich bemüht, der 
Schwarzarbeit auch durch Rechtsvorschriften zu begegnen, 
die die Verdingung von Arbeit und öffentlichen Aufträgen, 
ungewöhnliche Arbeitsformen und die illegale Einwanderung 
regeln; 

Teil V: Schul- und Berufsausbildung 

36. betont die Notwendigkeit einer Auseinandersetzung mit dem 
gesamten Maßnahmenspektrum, das das Angebot von Bil-
dung und Ausbildung in der Europäischen Gemeinschaft 
bestimmt, und fordert die Kommission auf, eine Diskussion 
über insbesondere folgende Aspekte in Gang zu bringen: 

a) die Schulbildung muß eine Einstellungs-, Lern- und Wis-
sensgrundlage schaffen, auf der Fachwissen und fachliche 
Qualifikationen aufgebaut werden können; 

b) unter keinen Umständen sollte reines Lernen und Kultur 
abgelehnt oder beiseite geschoben werden, doch sollten 
Lehrpläne auch den Erfordernissen der heutigen Zeit ent-
sprechen und dem technologischen Wandel gegenüber auf-
geschlossen sein; 

c) die Ausbildungs- und Berufsgänge sollten besser ange-
glichen werden, um den Frauen mehr Mobilität zu ermög-
lichen; 

d) es sollten verstärkt Austauschprogramme für Studenten 
und junge Arbeitnehmer geschaffen werden; 

e) die Grundbildung und die Persönlichkeitsentwicklung soll-
ten unter keinen Umständen unterschätzt oder vernachläs-
sigt werden: darum müssen alle Formen der Weiterbildung, 
das Volkshochschulwesen, der zweite Bildungsweg und die 
Alphabetisierung gefördert werden; 

f) durch ein System bezahlten Bildungsurlaubs muß es 
Arbeitnehmern und Arbeitnehmerinnen ermöglicht wer- 
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den, sich beruflich weiterzubilden; in diesem Sinne sind 
Bildungsurlaubsregelungen zu fördern; 

g) eine zu große Zahl von Europäern hat eine geringschätzige 
Einstellung zum Wert praktischer und fachlicher Qualifika-
tion; 

h) das Studium europäischer Sprachen im Unterrichtswesen 
ist zu fördern, und was die Freizügigkeit bet rifft, erhalten 
Studenten dieselben Rechte wie Arbeitnehmer; 

i) die allgemeine Anerkennung von Diplomen der Grund- 
und mittleren Berufsausbildung ist energisch zu betreiben; 

j) Universitäten sowie technische und weiterführende Bil-
dungsanstalten müssen qualitativ gute Ausbildung anbie-
ten, die den aktuellen Arbeitsmarkterfordernissen gerecht 
wird; 

k) die Unternehmen müssen mehr in die fachliche und beruf-
liche Ausbildung investieren sowie in die Umbildung, und 
gegebenenfalls sind Informationskampagnen durchzufüh-
ren, um deutlich zu machen, daß in die Ausbildung des Per-
sonals stärker zu investieren ist; der Abwerbung durch 
Unternehmen, die keine Ausbildung durchführen, sollte 
entschieden entgegengewirkt werden; kleinen und mitt-
leren Unternehmen sollten Anreize für die Ausbildung ge-
währt werden; 

1) angesichts der demographischen Belastungen sollte folgen-
den Aspekten größere Aufmerksamkeit zuteil werden: 
maximale Nutzung der menschlichen Ressourcen unter be-
sonderer Berücksichtigung der häufig überlangen Studien 
auf Universitäten (wodurch der Eintritt von Studenten in 
das Berufsleben beispielsweise erst mit 28 Jahren erfolgt) 
sowie der Ausbildung benachteiligter Gruppen, wie z. B. 
der Einwanderer der zweiten und dritten Generation und 
der Langzeitarbeitslosen; die notwendige Ermutigung von 
Frauen, in das Berufsleben ohne jegliche Diskriminierung 
zurückzukehren, und die Entwicklung unternehmerischer 
Fähigkeiten und Initiative bei jungen Menschen durch Ar-
beitserfahrung, wodurch ein besserer Übergang junger 
Menschen in das Berufsleben sichergestellt wird, wobei 
hinsichtlich der Frage des Übergangs die Erfahrungen der 
Pilotprojekte der Gemeinschaft in diesem Bereich heranzu-
ziehen sind; 

m) die Arbeitgeber sollten bei ihrer Einstellungspolitik ältere 
Arbeitnehmer nicht diskriminieren und bei Stellenange-
boten kein Höchstalter angeben; 

n) die Kommission und die übrigen Gemeinschaftsinstitutio-
nen sollten im Rahmen ihrer eigenen Einstellungspolitik die 
Diskriminierung aufgrund des Alters einstellen; 

37. betont die Notwendigkeit, grenzüberschreitende Initiativen 
zur Berufsausbildung im öffentlichen Bereich oder zwischen 
Unternehmen zu fördern, um die Integration der Bildungs-
systeme zu begünstigen; 
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38. vertritt die Ansicht, daß die weniger entwickelten Mitglied-
staaten bei der Untersuchung des Zusammenhangs zwischen 
geringer Qualifikation, niedriger Produktivität, niedrigen 
technologischen Investitionen, geringer wirtschaftlicher Wett-
bewerbsfähigkeit und niedrigem Beschäftigungsniveau unter-
stützt werden sollten, ein Syndrom mit eigenem Gleichge-
wicht und eigener Stabilität, die nur auf der Grundlage sorg-
fältiger Planung gestört werden sollten; 

39. schlägt die Schaffung eines Grundbildungspakets im Bereich 
Lesen, Schreiben, Rechnen, Persönlichkeitsentwicklung usw. 
vor, das die zuständigen Behörden der Mitgliedstaaten im 
Rahmen ihrer Bildungspolitik, die auch die Alphabetisierung 
auf dem zweiten Bildungsweg einschließt, aktiv fördern; 

40. betont, daß die Verwirklichung einer allgemeinen Anerken-
nung der Diplome und Befähigungsnachweise, die für die 
Freizügigkeit erforderlich sind, eine vergleichende Analyse 
und systematische Bewertung der Grund- und Fortbildungs-
systeme der Mitgliedstaaten voraussetzt; 

41. betont, daß das verantwortungsvolle Management von Men-
schen, Ressourcen und Arbeitssituationen eine Herausforde-
rung, aber auch ein entscheidendes Element für die Erlangung 
von Wohlstand für alle Bürger der Welt darstellt; 

42. fordert eine verstärkte Zusammenarbeit von Schule und Wirt-
schaft und den Ausbau der alternierenden Berufsausbildung; 

43. ist der Ansicht, daß im Falle der weniger entwickelten Regio-
nen Unterstützung für das Erlernen weiterer Gemeinschafts-
sprachen gewährt werden sollte; 

Teil VI: Die weniger Begünstigten 

44. erinnert daran, daß die Bekämpfung der Armut (im weitesten 
Wortsinn) und die Benachteiligung als Teil des Kampfes für 
die Menschenrechte betrachtet werden müssen, und vertritt 
die Auffassung, daß: 

— jeder Mensch Anrecht auf menschenwürdige und annehm-
bare Lebensbedingungen und eine angemessene Wohnung 
hat; 

— jedem Menschen die Hilfe und finanzielle Unterstützung 
gewährt werden muß, die er benötigt, um menschenwürdig 
leben zu können; 

— es nicht ausreicht, Rechte zu gewähren und zu garantieren, 
. sondern daß es unerläßlich ist, effektiven Zugang zu diesen 
Rechten zu gewähren, vor allem den am stärksten Benach-
teiligten; die Gemeinschaft könnte in diesen Bereichen mit 
Hilfe von Sensibilisierungs- und Informationskampagnen 
ihre menschliche Dimension entwickeln; 

— diese Rechte im EG-Vertrag verankert werden müssen, 
damit die Kommission in der Lage ist, Vorschläge über 
Maßnahmen zur Bekämpfung der Ursachen auszuarbeiten; 
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45. hält es für wichtig, daß die repräsentative Organisation dieser 
weniger Begünstigten und ihre Teilnahme an der Politik 
gefördert wird, und schlägt daher vor, daß: 

—die NRO und deren Bemühungen um eine Verbesserung 
der Bedingungen und die Wahrung der Interessen der 
weniger Begünstigten zu unterstützen sind; 

—die Behörden diese Organisationen als vollwertige Ge-
sprächspartner anerkennen; 

—diese Organisationen im Wirtschafts- und Sozialausschuß 
der EWG künftig vertreten sind; 

46. ist der Ansicht, daß die Freizügigkeit innerhalb der Gemein-
schaft auch für weniger Begünstigte gewährleistet sein muß, 
und stellt fest, daß: 

—weniger Begünstigte in diesem Bereich aufgrund ihrer Ein-
kommensunsicherheit oft diskriminiert werden; 

— eine wirksame Maßnahme zugunsten der benachteiligten 
Schichten auch eine finanzielle Unterstützungsleistung für 
eine annehmbare Lebensführung umfaßt; 

der Festlegung von gemeinschaftlichen Rechtsvorschriften 
im Hinblick auf die Verwirklichung einer gesetzlich gere-
gelten Beihilfe pro Mitgliedstaat unbedingt Vorrang ge-
bührt; 

— einer Annäherung der Systeme der sozialen Sicherheit und 
einer Koordinierung der Maßnahmen zur Bekämpfung der 
Armut und der Verwirklichung von für alle Mitgliedstaaten 
geltenden Leistungen Vorrang gebührt; 

— der Europäische Gerichtshof in all diesen Bereichen und für 
alle Mitgliedstaaten für zuständig erklärt werden muß; 

47. setzt sich für eine europäische Politik in den folgenden Berei-
chen ein: 

—Kultur, Bildung und Ausbildung: Diese müssen allgemein 
zugänglich sein, insbesondere für benachteiligte Gruppen 
(Bildung und Ausbildung müssen grundsätzlich kostenlos 
sein) ; 

—Gesundheitswesen: Es muß insbesondere auf einen guten 
und preisgünstigen, für jeden bezahlbaren Gesundheits-
dienst geachtet werden, wobei die lokale ärztliche Betreu-
ung, Pflege usw., die dem Lebens- und Arbeitsumfeld der 
Bürger am nächsten ist, vorrangig behandelt werden sollte; 

—Gleichbehandlung: Analog zur Gleichstellung von Mann 
und Frau in Beruf, Gesellschaft und Politik muß ebenfalls 
auch eine Antidiskriminierungspolitik für alle weniger Be-
günstigten betrieben werden; 

48. stellt fest, daß die Bekämpfung der Benachteiligung und die 
Gewährleistung der grundlegenden Rechte der weniger 
Begünstigten auf der Grundlage von eingehenden Studien 
über dieses Phänomen zusammen mit den weniger Begünstig- 
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ten und ihren Organisationen erfolgen müssen und daß die 
bisherige Politik zu bruchstückhaft, zu beschränkt und zu 
oberflächlich ist; 

Teil VII: Die soziale Lage von Arbeitnehmern aus 
Drittländern im Vorfeld von 1992 

49. fordert alle Mitgliedstaaten der Gemeinschaft auf, ein Asyl-
recht, eine gemeinsame Einwanderungspolitik und ein ge-
meinsames Visum für Staatsangehörige aus Drittländern ein-
zuführen und parallel dazu die Kontrollen an den Außengren-
zen zu verschärfen; 

50. ist der Auffassung, daß der gegenwärtige Stand und die 
absehbare Entwicklung des Phänomens der Einwanderung 
aus Drittländern es dringend notwendig erscheinen läßt, die-
sen Menschen Unterstützung anzubieten, damit sie sich, ohne 
ihre Identität zu verlieren, integ rieren können; 

51. fordert die Kommission im Anschluß an die Ergebnisse der 
Vereinbarung von Schengen auf, bei den Mitgliedstaaten, die 
davon nicht betroffen sind, darauf zu dringen, die Visum-
pflicht für Staatsangehörige aus Drittländern, die sich legal in 
einem der Mitgliedstaaten aufhalten, abzuschaffen; 

52. fordert die Kommission und den Rat auf, eine gemeinsame 
Politik auf der Grundlage der Gegenseitigkeit zugunsten von 
Arbeitnehmern mit festem Wohnsitz und ihrer Angehörigen 
aus Drittländern zu entwickeln; 

53. fordert die Kommission auf, im Rahmen des Konsultationsver-
fahrens gemäß der Entscheidung vom 8. Juni 1988 5) bei den 
Mitgliedstaaten darauf zu dringen, durch Gewährung einer 
eigenen Aufenthalts- und Arbeitserlaubnis der Diskriminie-
rung von Personen, die im Rahmen der rechtlichen Bestim-
mungen über die Familienzusammenführung in die Gemein-
schaft gekommen sind, Einhalt zu gebieten; 

54. fordert die Mitgliedstaaten auf, Programme zu entwickeln, um 
den Rückstand der zweiten und dritten Generation im Hin-
blick auf das Ausbildungsniveau und den Arbeitsmarkt zu be-
seitigen, und fordert die Kommission auf, zu diesem Zweck 
Mittel aus dem Sozialfonds bereitzustellen; 

Teil VIII: Die sozialen Grundrechte 

55. ist der Überzeugung, daß gemäß den Wünschen der Kommis-
sion gemeinschaftliche Rechtsvorschriften ausgearbeitet wer-
den müssen, in denen ein Grundstock von Grundrechten der 
Arbeitnehmer im Zusammenhang mit der Verwirklichung des 
Binnenmarkts festgelegt wird, um den wirtschaftlichen und 
sozialen Zusammenhalt gemäß Artikel 130 a EWGV sicherzu-
stellen; 

56. fordert die Kommission auf, in enger Zusammenarbeit mit den 
Sozialpartnern unverzüglich die Richtlinien und Verordnun- 

5) ABl. Nr. L 183 vom 14. Juli 1988, S. 35 
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gen auszuarbeiten und darin diese Rechte auf möglichst brei-
ter Rechtsgrundlage, insbesondere unter Zugrundelegung von 
Artikel 118 a in seiner in der Entschließung vom 15. Dezember 
19886) enthaltenen erweiterten Auslegung, genau festzu-
legen; 

57. fordert mit Nachdruck, daß der Rat im Anschluß an die Stel-
lungnahme des Wirtschafts- und Sozialausschusses umgehend 
eine Richtlinie über die Anwendung der sozialen Grundrechte 
in allen Mitgliedstaaten der Gemeinschaft verabschiedet; 

58. stellt fest, daß die folgenden sozialen Grundrechte allen 
Arbeitnehmern ungeachtet ihres Arbeitsverhältnisses und der 
Art des Unternehmens einzuräumen sind: 

— das Recht auch Chancengleichheit, auf gleichen Lohn für 
gleiche Arbeit ohne Diskriminierung aufgrund des Ge-
schlechts, 

— das Recht auf Sicherheit und Gesundheit am Arbeitsplatz, 

— der Kinder- und Jugendschutz, 

— die Koalitionsfreiheit und das Streikrecht, 

— das Recht auf Unterrichtung, Anhörung und Beteiligung 
der Arbeitnehmer, 

— das Recht auf Tarifverhandlungsfreiheit, 

— das Recht auf eine berufliche Grundausbildung und auf 
Weiterbildung sowie auf Berufsberatung, 

— das Recht auf sozialen Schutz und auf eine Altersrente, 

— das Recht auf angemessenen Lohn nach staatlichen oder 
tarifvertraglichen Regelungen und finanzielle Absicherung 
für die Arbeitnehmer, eine nicht unter dem Existenzmini-
mum befindliche Lohnvergütung und finanzielle Unterstüt-
zung für die Arbeitnehmer, die vom Arbeitsmarkt unver-
schuldet ausgeschlossen sind, 

— das Recht auf einen garantierten Mindestlohn und ein 
garantiertes Mindesteinkommen für Arbeitnehmer, die 
vom Arbeitsmarkt ausgeschlossen sind, 

— das Recht, den Gerichtshof der Europäischen Gemeinschaf-
ten anzurufen, 

— das Recht, Beruf, Arbeitsplatz und Ausbildungsstätte inner- 
halb der Gemeinschaft frei zu wählen; 

59. unterstreicht nachdrücklich, daß im Rahmein der Verwirk-
lichung des Binnenmarkts insbesondere 

—das Recht auf berufliche Mobilität unter den verschieden-
sten Bedingungen; 

—das Recht auf gleichen Schutz für alle Arbeitnehmer unge-
achtet ihres Status; 

6) Teil II Punkt 11 des Protokolls dieses Datums 
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das Recht auf Unterrichtung, Anhörung und Beteiligung 
der Arbeitnehmer in bezug auf die Strategien und die 
Programme der Unternehmen, insbesondere bei technolo-
gischen Neuerungen und Änderungen der Arbeitsorgani-
sation bzw. bei Änderungen im Unternehmen oder des 
Unternehmens; 

— das Recht in all diesen Fällen auf eine angemessene Weiter-
bildung und/oder Umschulung 

festgelegt werden müssen; 

60. verweist darauf, daß die IAO-Abkommen und die Sozialcharta 
des Europarats eine solide Grundlage für die Ausarbeitung 
von Gemeinschaftsvorschriften bilden; fordert daher die Mit-
gliedstaaten, die diese Texte, insbesondere die Sozialcharta 
des Europarats und ihr Zusatzprotokoll, noch nicht ratifiziert 
haben, dringend auf, dies nachzuholen; 

61. fordert überdies die Mitgliedstaaten auf, in einer feierlichen 
Charta ihre Verpflichtung zu bekräftigen, allen ihren Bürgern 
Grundrechte einzuräumen, wie das Recht auf Gesundheits-
dienst, auf Wohnraum, auf eine bef riedigende Umgebung, auf 
ein menschenwürdiges Dasein, auf sozialen Schutz und auf 
Rente, auf Bildung und Weiterbildung, auf Freizügigkeit usw. 
und eine gemeinsame Politik in diesen Bereichen einzuleiten 
oder weiter zu verfolgen; 

62. beauftragt seinen Präsidenten, diese Entschließung dem Rat, 
der Kommission, dem Wirtschafts- und Sozialausschuß sowie 
den Regierungen und Parlamenten der Mitgliedstaaten zu 
übermitteln. 

 


